
Die Auflösung der umstrittenen
Landesstiftung Familiensinn

hatte die LINKE-Landtagsfraktion
nach der Bekanntgabe des Rückzugs
von Kurator Stefan Illert gefordert.
Dass nun die Landesregierung beab-
sichtigt, die Stelle neu auszuschrei-
ben, wie die Thüringer Sozialmini-
sterin in der Sitzung des Sozialaus-
schusses im Landtag am 16. Februar
bestätigte, wird von der Fraktion
natürlich kritisch bewertet.

„Solange die Stellungnahme des
Landesrechnungshofes zur Rechtmä-
ßigkeit der Stiftung nicht vorliegt, soll-
te die Stelle nicht neu besetzt werden“,
hatte Karola Stange, gleichstellungs-
politische Sprecherin der LINKEN,
nach der Sitzung gefordert. „Andern-
falls würden Fakten geschaffen, die ei-
ne eventuell notwendige Abwicklung
der Stiftung – durch neue vertragliche
Verpflichtungen einer unbefristeten
Stelle – unnötig behindern.“

Die derzeit kommissarisch besetzte
Stelle des Kurators könnte solange
fortgesetzt werden, bis die Frage ge-
klärt sei, ob die Stiftung nach Ansicht
des Rechnungshofes aufgelöst werden
müsse oder weiterarbeiten solle. „Wir
verstehen nicht, warum ein Zustand

zementiert werden soll, der möglicher-
weise rechtswidrig ist“, hatte die Ab-
geordnete betont. Mögliche juristische
Probleme zu ignorieren, nur weil der
Fortbestand der Stiftung im Koaliti-
onsvertrag vereinbart sei, habe mit ver-
antwortungsvollem Regierungshan-
deln nichts zu tun.

Positiv hingegen bewertete die LIN-
KE Gleichstellungspolitikerin die
Überlegung, dass Elternbildung nicht
allein für aktive Eltern angeboten wer-
de, die Interesse, Zeit und Geld auf-
brächten, um zentrale Angebote anzu-
nehmen. 

Undemokratisches Gebilde

„Bildungsangebote müssen vor Ort
und dort sein, wo Eltern sowieso hin-
kommen, wie z.B. in Kitas“, sagte Ka-
rola Stange. Diese Einsicht sei nun an-
scheinend auch bei der Landesregie-
rung angekommen. „Das ändert aber
nichts an unserer Stiftungskritik. Für
wohnortnahe, niedrigschwellige Bil-
dungsangebote wird keine Stiftung be-
nötigt.“

Bereits am 9. Februar hatte Matthias
Bärwolff, sozialpolitischer Sprecher
der Linksfraktion, gefordert, dass sich

der Sozialausschuss mit dem Thema
befassen müsse. Er bezeichnete die
Stiftung als „ein undemokratisches
Gebilde, das erschaffen wurde, um Fa-
milienpolitik weit weg von der parla-
mentarischen Kontrolle zu betreiben“.
Nachdem der Landtag der Stiftung den
Kapitalstock weggekürzt hat, bleibe
ein Wasserkopf übrig, dessen Aufga-
ben auch vom Ministerium direkt erle-
digt werden können, ohne den Umweg
einer Stiftung gehen zu müssen.

Die Stiftung FamilienSinn stand seit
ihrer Gründung 2005 durch die CDU-
Alleinregierung in der Kritik vor allem
auch durch die LINKE im Thüringer
Landtag, protestiert hatte besonders
das Bündnis des Volksbegehrens für
eine bessere Familienpolitik. Von den
Erträgen des Stiftungskapitals in Höhe
von 34 Millionen Euro sollten famili-
enpolitische Leistungen wie Urlaubs-
zuschüsse oder Elternbildung unab-
hängig vom Landeshaushalt finanziert
werden. Nunmehr hieß es aus dem So-
zialministerium, dass das Millionen-
Kapital wieder zurück ans Land fließt
und im Gegenzug die Stiftung mit jähr-
lichen Zuschüssen finanziert wird. Sie
sei jetzt stärker an inhaltliche Vorgaben
des Ministeriums gebunden.

Ohne den Umweg einer Stiftung

Angela Merkel rief – und ein
Hauch von 1914 wehte durchs Land.
Damals hatte Kaiser Wilhelm II. be-
tont: „Ich kenne keine Parteien mehr,
kenne nur noch Deutsche“. Das
schloss die Sozialdemokratie ein, im
kommenden Krieg brauchte man die
Arbeiter als Kanonenfutter. Die
Reichstagsparteien nahmen Haltung
an, die SPD trat stramm ins Glied
und stimmte – von wenigen Aufrech-
ten abgesehen – den Kriegskrediten
zu. Wilhelms „Burgfrieden“ führte in
die Katastrophe, man ging, wie der
Kaiser in seiner Rede angekündigt
hatte, „durch Not und Tod“.

Alle Bundestagsparteien mochte
Angela Merkel diesmal nicht vorla-
den. Die Linkspartei blieb außen vor,
was sich als Glücksfall erweist. Sie
kann selbstbewusst sagen, an der In-
thronisierung eines Joachim Gauck
nicht beteiligt gewesen zu sein.
Schuld an dem Elend tragen andere.

Denn nun wird es ernst mit dem
„Kandidaten der Herzen“, auch
wenn Merkel sich zierte. Doch daran
erinnert sich bald niemand mehr. Ein
Sigmar Gabriel aber dürfte, wenn der
Rausch, Merkel geärgert zu haben,
verflogen ist, merken, dass Gauck
ihn und seine Partei letztlich verach-
tet. Es lässt auch aufhorchen, dass
von Gauck stets als vom „ehemali-
gen Bürgerrechtler“ gesprochen
wird. Die wiederkehrende Phrase ist
nicht der Denkfaulheit der Journali-
sten geschuldet, der künftige Ersatz-
monarch des durch die Krise beunru-
higten Bürgertums ist tatsächlich vor
allem „ehemalig“. Ein Ende der
deutschen Kriegseinsätze, Zügelung
der Finanzzocker, eine solidarische
Gesellschaft – bei Gauck alles Fehl-
anzeige. Der Kandidat spaltet, er ist
grotesk gestrig und bei vielen kommt
der Kater bestimmt.

Man dürfe nicht erwarten, er sei
ein Supermann und fehlerloser
Mensch, hat Gauck in einer ersten
Stellungnahme geäußert. Das muss
ihm schwergefallen sein.

Gauck grotesk strittig

Landtagsfraktion der LINKEN bleibt bei ihrer Kritik an der Stiftung FamilienSinn: Notwendige Abwicklung nicht behindern!
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Alternative-Spende für „Wendepunkt“

Im Namen der Alternative 54 e.V.
übergab der Landtagsabgeordnete Die-
ter Hausold (DIE LINKE) gemeinsam
mit Ines Zipfel, Landratskandidatin der
LINKEN im Landkreis Greiz und
Kreistagsmitglied, sowie Marlies Ja-
kat, eine Spende von 400 Euro an die
Leiterin des Förderschulzentrums
Wendepunkt in Bad Köstritz, Martina
Laube. Schon zum zweiten Mal hilft
die Alternative damit dem Förder-
schulzentrum bei der Verwirklichung
von Projekten. Diesmal ist die finan-
zielle Unterstützung für eine Ausfahrt
der Schülerinnen und Schüler sowie
die Beteiligung an einem Surflager ge-
plant. Die Alternative 54 e.V. ist ein
Zusammenschluss der Landtagsabge-
ordneten der LINKEN, die sich gegen
den im Artikel 54 der Thüringer Lan-
desverfassung verankerten Selbstbe-

dienungsautomatismus wehren und die
regelmäßigen Diätenerhöhungen an
gemeinnützige Vereine und Initiativen
spenden. Auf diese Weise konnten seit
1995 schon über 700.000 Euro für so-
ziale Projekte auch im Bereich des
Sports und der Kultur solidarisch
durch DIE LINKE zur Verfügung ge-
stellt werden.           Andreas Schubert

„Wir sind ein Jugendhilfezentrum
mit heilpädagogischen Angeboten für
Jugendliche von 10 bis 21 Jahren in fa-
miliären, emotionalen und psychoso-
zialen Krisensituationen. In unserer
Einrichtung bieten wir, zu unseren so-
zial- und heilpädagogischen Angebo-
ten, zusätzlich ein kombiniertes Be-
schulungs- und Unterbringungsange-
bot an.“ 

(aus www.wendepunkt-ev.net)

Der Parlamentariertag der LINKEN,
bei dem am 16./17. Februar 2012 in Kiel
über 150 Abgeordnete aus Europaparla-
ment, Bundestag und Landtagen über
Aufgaben und Ziele der LINKEN für ei-
ne Politik des Friedens, der Demokratie
und sozialen Gerechtigkeit in der Wirt-
schafts- und Finanzkrise beraten haben,
hat einstimmig eine „Kieler Erklärung“
beschlossen.

Unter anderem wird darin gefordert,
die Abhängigkeit der Staatshaushalte
von den Finanzmärkten dringend aufzu-
brechen. Geeignet dafür wäre eine di-
rekte Kreditvergabe an Staaten. „Die
großen privaten Banken sind zu verklei-
nern und öffentlich-rechtlich zu gestal-
ten“, heißt es.

In vollem Wortlaut kann die Erklä-
rung auf den Internetseiten der Thürin-
ger Linksfraktion nachgelesen werden: 

www.die-linke-thl.de                      

Kieler Erklärung


